
646 der Beilagen zu den stenographischenP~otokollen des Nationalrates (VI.GP.) 

Bericht und Antrag 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, 
womit das Opferfürsorgegesetz in der gel­
tenden Fassung abgeändert und ergänzt wird 

(7. Opferfürsorgegesetz-Novelle). 

Abgeordneten F r i s c hund Hol zf ein d den 
Entwurf eines Beamtenentschädigungsgesetzes 
vor, der als eigener Antrag des Ausschusses dem 
Hause vorgelegt wird. 

Da die Entscl1ädigungsmaßnahmen für erlittene 
Unmittelbar nach den Wahlen des Jahres 1949 Haft und entstandene Haft- und Gerichtskosten 

stellten die Abgeordneten Rosa J 0 eh man n, nicht durch ein eigenes Gesetz, sondern im 
L a c k n e r und Genossen die Anfrage an den Rahmen des Opferfürsorgegesetzes, welches im 
Bundesminister für Justiz, ob er bereit sei, dem § 2 einen Hinweis darauf enthält, eingebaut und 
Nationalrat ehestens eine Regierungsvorlage vor- durchgeführt werden sollen, werden Änderungen 
zulegen, die die Anwendung des Bundesgesetzes der bisherigen Bestimmungen notwendig, die im 
von 1932 über die Entschädigung für die durch Art. I in den Punkten 1-3 enthalten sind. Ins­
eine ungerechtfertigte Verurteilung erlittenen ver- besondere ergab sich die Notwendigkeit, die be­
mögensrechtlichen Nachteile auf alle in der Zeit reits mit 31. Dezember 1951 abgelaufene Frist 
von 1933 bis 1945 aus politischen Gründen ver- . für die Einbringung von Anträgen auf die An­
urteilten oder sonst durch Maßnahmen von Ge- erkennung nam dem Opferfürsorgegesetz neuer­
rimten und Verwaltungsbehörden im Zusammen- lich zu eröffnen, um die' in B'etracht kommenden 
hange mit politischen Verfolgungen materiell . Entschädigungsberechtigten, die bisher vielfach 
geschädigten Antifaschisten ermöglicht. Zur aus ideellen Gründen von einem Antrag auf An­
selben Zeit wurde der Bundeskanzler von den erkennung abgesehen haben, nicht auch von 
Abgeordneten Holz f ein d, H 0 rn und Ge- diesem Anspruch von vornherein auszuschließen. 
nossen gefragt, ob er in der Lage sei, mitzuteilen, Die Frist wird nun wieder bis 31. Dezember 
wann der vom Bundesrat geforderte Gesetzent- 1952 erstreckt. 
wurf (betreffend die Wiedergutmachung für die Die vorgesehene Entschädigung (Punkt 4) is): 
öffentlichen Angestellten, die zwischen 1933 und als eine pauschale Abgeltung von Schäden wirt-
1945 als Kämpfer für ein freies und demokrati- schaftlicher Natur, die im allgemeinen mit einer 
smes österreich oder als Opfer des Faschismus Haft für den Inhaftierten und seine Familie ver­
geschädigt wurden) dem Nationalrat vorgelegt bunden sind und sich in der überwiegenden 
werden kann. Seither ist. die Diskussion über Mehrheit der Fälle auch heute noch auswirken, 
diese Fragen im Nationalrat nicht mehr ver- gedacht. Hiebei wird keinesfalls ein. Nachw~is 
stummt. Immer wieder wurden sie bei den ver- über die entstandenen Schäden zu erbnngen sem, 
smiedensten Gelegenheiten, insbesondere bei der da dies nicht nur in den meisten Fällen nach 
Behandlung und Beratung desStaatsvoranschlages, so langer Zeit nicht mehr möglich ist, sondern 
von den Abgeordneten der heiden Regierungs- aum mit einem für den· Bund untragbaren Ver­
parteien angeschnitten. Bei der, Beschlußfassung waltungsaufwand verbunden wäre. Wenn der Be.:. 
über das Finanzgesetz 1952 wurde ein 'Antrag rechtigte im Jahre 1950, einEinkommen gehabt 
der Abgeordneten. M a r kund Fr i s c h, den hat, das die in § 46 des Einkommensteuergesetzes 
Betrag von 20 Millionen Schilling als erste Rate o-enannte Grenze überstiegen hat, kann ange~ 
für dasflnanzielle Erfordernis der gesetzlichen ~ommen werden, daß die wirtschaftlichen Nach­
Lösung dieser Probleme einzusetzen, angenoin- teile der Haft nicht mehr bestehen. Daher ent-
men. Am 3. April 1952 brachten die Abgeord- d 11 d' E ch"d' D ß bel' fällt in iesen Fä eh le nts a 19ung. a 
neten' M a r k, Rosa J 0 eh man n und Ge- der im § 13 a Abs. 5 vorgesehene Zusammen-
nossen einen Initiativantrag (118/A) auf Ab- ziehung. mehrer Haftzeiten keine Härtenent­
änderung de~ Opferfürsorgegesetzes ein, der dem stehen, wird in der Durchführungsverordnung 
Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen uJ;ld berück&ichtigt werden müssen. 
von ihm am 9. Juli 1952 in Beratung gezogen Der Anspruch auf Entschädigung steht Opfern 
wurde. Dieser Beratun.$,yrurdtr eiIl .. von den. Ab- ch d 0 f 

' zu wenn eine Anerkennung na em p er-
geordneten M a r kund F r i s c h gemeinsam aus- fü;sorgegesetz durch Ausstellung e.iner AJ?ts-
gearbel'teter Aba"nderungsantrag zugrunde gelegt. f I 

bescheinigung oder eines Op erauswelses vor, legt. Da sich bei den Beratungen ergeben hatte, daß 
die Frage der Beamtenentschädigung besser ~n Von den bei den Opfern festgehaltenen Vor-

1 . 1 d aussetzungen der Z. u.' erkennung einer Amtsbe-einem besonderen Gesetz zu ösen sei, egten le 
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scheinigung oder eines Öpferäu~weiiies mUßte bei, samiiH!il .ptöMöfiat nicht meht als die volle 
den Hinterbliebenen mit Rücksicht äüf die eifi..; Ufiterhältsrente für Opfer äusmachen,Dieser 
schränkenden Bestimmungen des § 1 des Opfer- Grundsatz ist auch im Beamtenentschädigungs­
fürsorgegesetzes abgegangen werden. Der- Per- gesetz bei einem Zusammenfallen von Schädi­
sonenkreis der Hinterbliebenen wurde im Hin- gungen nach den· beiden Gesetzen festgelegt_ Das 
blick auf den eingangs erwähnten Z~eck des gleiche gilt sinngemäß für Kinder, deren beide 
Gesetzes vornehmlich auf die engste Famiiie Elternteile in Haft waren. 
(Frau, Lebensgefährtin und Kinder) ein ge- Die Bestimmung des Abs. 8 mußte unter Rück-
schränkt. Diesen wurde unter bestimmten V or- . sichtnahme auf. die staatsfinanzielle Lage auf-
aussetzungen die Anspruchsberechtigung auf genommen werden, wohei jedoch erwartet wird, 
eine Entschädigung aus dem Titel der Haft des daß die Entschädigungsbettäge möglichst rasch 
Opfers gewahrt, während· den Eitern und Ge- noch vor Ablauf von viet Jahren zur Auszahlung 
schwistern ein Anspruch nicht zusteht. Eine Ent- gelangen. Die einmalige Auszahlung bei geringen 
schädigung kann aber zuerkannt werden, wenn Entschädigungsbeträgen ist sowohl von sozialen 
sie durch die Haft des Opfers geschädigt wurden Gesichtspunkten wie auch vom Standpunkt der 
und ihre soziale Bedürftigkeit nachgewiesen wird. Verwaltungsvereinfachung aus aufgenommen. 
Es erscheint allerdings notwendig, daß die Be-
dürftigkeit individuell in jedem einzelnen Falle Da die staatsfinanzielle Lage zu ungeklärt ist, 
überprüft wird. als daß ein genauer Auszahlungszeitraum fest-

Was die Anspruchsberechtigung der Witwe gelegt werden könnte, wird bestimmt, daß die 
(Lebensgefährtin) anlangt, soll im allgemeinen Auszahlung auf einen Zeitraum bis zu vier Jahren 
jene berücksichtigt werden, die im Zeitpunkt der nach Inkrafttreten des Gesetzes verteilt werden 
Haft, Gattin oder Lebensgefährtin des Opfers kann. Es herrschte allgemeine übereinstimmung, 
war. Jede Anspruchsberechtigung ist aber ver- daß eine Beschleunigung der Auszahlung äußerst 
wirkt, wenn die Gattin aus ihrem Verschulden wünschenswert ist. Da aber vorgesehen ist, daß 
während oder nach der Haft geschieden (ge- als Berechnungsgrundlage für die Auszahlung der 
trennt) wurde. Als Verschulden des Gatten bei einzelnen Beträge die, jeweils geltende Unter­
der Scheidung (Trennung) kann es aber nicht be- haItsrente für Opfer zu gelten hat, entbehren 
trachtet werden, wenn die Scheidung beziehungs- Befürchtungen über Währungsverluste, die an 
weise Trennung der Ehe wegen politischer Be- und für sich unwahrscheinlich sind, jeder Begrün­
tätigung für ein freies demokratisches österreich dung. 
oder wegen einer aus diesem Grunde erlittenen Als Xosten, die im Zusammenhang mit einer 
Haft erfolgte. Bei Scheidung (Trennung) der Ehe aus politischen Gründen verhängten Haft von 
.aus rassischen Gründen wird nur in solchen Fällen einer Gerichts- oder· Verwaltungsbehörde oder 
ein Nichtverschulden der nicht jüdischen Gattin von der NSDAP vorgeschrieben und bezahlt, 
anzunehmen sein, wenn die Scheidung (Tren- wurden (§ 13 b), sind selbstverständlich auch die 
nung) offensichtlich unter Zwang erfolgte, wie Hinrichtungskosten zu betrachten. Keinesfalls 
etwa bei Bedrohung mit Verlust der Existenz abet sind darunter Anwaltskösten, Geldstrafen 
oder der Wohnung u,. dgl., besonders wenn ein oder Ersatz von beschlagnahmten Gegenständen 
weiterer Kontakt mit dem Gatten und die u. dgl. zu verstehen. 
Unterstützung desselben glaubhaft gemacht wer- Der § 13 centhält Verfahrensbestimmungen 
den kann. und die Ausnahme der Entschädigungen sowie 

Als Ausmaß der Entschädigung für Hinterblie- der Eingaben Usw. von den stetier- und gebühren­
be ne wurde in Anlehnung an die allgemeinen techtlichen Vorschriften. 
Grundsätze des Pensionsrechtes im öffentlichen Der § i3 d weist auf d~s Beamtenentschädi-
pienst und in der Sozialversicherung die Häifte gungsgesetz hin .. 
der für das Opfer vorgesehenen Entschädigung Im Art. II wird die Frist für· die Anmeldung 
festgesetz·t. - der Entschädigungsansprüdle mit einem Jahr vom 

Der Grundgedanke des Gesetzes· ist; daß Hin- Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes an festgelegt. 
terbliebene eine Entschädigung nur nach ein e Ii1 Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
Opfer verlangen können. auf Grund seiner Beratung den An t rag, der 

Personen, die zugleich Opfer und Hinter- Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s sen e n _ / 
bliebene sind, erhalten für die zeitlich zusammen- G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
fallenden Haftmonate die für die Opfer und die stimmung erteilen. 
für die Hinterbliebenen vorgesehene Entschädi­
gung nur insoweit, als beid.e Entschädigungen zu-

Mark,. 
Berichterstatter. 

Wien, am 12. Juli 1.95:2. 

Proksch, 
Obmann, 
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Bundesgesetz vom 1952, 
womit das Opferfürsorgegesetz in der gel­
tenden Fassung abgeändert und ergänzt 

wird (7. Opferfürsorgegesetz-Novelle). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 4. Juli 1947, BGBl. 
Nr. 183 (Opferfürsorgegesetz) in der geltenden 
Fassung wird abgeändert und ergänzt wie folgt: 

1. Im § 1 Abs. 3 ist der Punkt nach dem Worte 
"müßte" durch einen Beistrich zu ersetzen und 
anzufügen: "soweit in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt ist." 

2. a) Die überschrift des § 2 hat zu laut~n: 
"Begünstigungen, Fürsorge- und Entschädigungs­

maßnahmen. " 

b) Nach Abs. 1 lit.' b Z. 3 "Kinderfürsorge 
(§ 13)" ist anzufügen: 

"c) Entschädigungsmaßnahmen für: 
1. erlittene Haft (§ 13 a)j 
2. entstande~e Haft- und Gerichtskosten 

(§ 13 b); 
3. politische Maßregelung im öffentlichen 

Dienst (§ 13 d)." 

3. Im § 3 Abs. 2 sind anStelle der Worte 
,,31. Dezember 19511, die Worte ,,31. Dezem­
ber 1952" zu setzen. 

4. Nach § 13 werden unter der folgenden 
überschrift nachstehende Bestimmungen ein­
gefügt: 

"Entschädigungsmaßnahmen für erlittene Haft 
und entstandene Haft- und Gerichtskosten. 

§ 13 a. (1) Inhaber einer Amtsbescheinigung 
oder eines Opferausweises erhalten für die in der 
Zeit vom 6. März 1933 bis 9. Mai 1945 aus poli­
tischen Gründen oder aus Gründen der Ab­
stammung, Religion oder Nationalität erlittene 
gerichtliche oder polizeiliche Haft eine einmalige 
Entschädigung zur Abgeltung von wirtschaftli­
chen Nachteilen, die daraus· entstanden sind und 
noch weiterhin bestehen. Das Weiterbestehen 

wirtschaftlicher Nachteile ist anzunehmen, wenn 
das Einkommen im Jahre 1950 die im § 46 
Abs. 1 Z. 1 des Einkommensteuergesetzesin der 
Fassung des Art. I Z. 7 des 2. Steueränderungs­
gesetzes 1951, BGBl. Nr. 8/1952, genannte Ein­
kommensgrenze nicht überschritten hat. 

(2) Im Falle des Todes des Opfers steht der 
Anspruch auf En:tschädigung den Hinterbliebe­
nen, sofern das Opfer Inhaber einer Amtsbeschei­
nigung oder eines Opferausweises war oder den 
Anspruch auf die Ausstellung einer Amtsbeschei­
nigung oder eines Opferausweises gehabt hätte, 
in nachstehender Reihenfolge zu: 

a) Der Witwe oder Lebensgefährtin, sofern 
die Ehe (Lebensgemeinschaft) vor dem 
1. Mai 1945 eingegangen wurde. Ist eine 
anspruchsberechtigte Witwe nicht vorhan­
den, steht die Entschädigung jener Frau zu, 
die im Zeitpunkt der Inhaftnahme des 
Opfers als Gattin mit ihm im gemeinsamen 
Haushalt gelebt hat und nicht aus ihrem 
Verschulden geschieden (getrennt) wurde. 
Die genannten .Personen müssen den 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 lit. a oder b 
entsprechen; 

b) den Kindern (eheliche, uneheliche und 
Adoptivkinder), deren' Lebensunterhalt 
vom Opfer im Zeitpunkt seiner Inhaft­
nahme ganz oder zum überwiegenden Teil 
bestritten wurde oder hätte· bestritten 
werden müssen und die den Voraussetzun­
gen des§ 1 Abs. 4 lit. centsprechen. 

(3) Hinterbliebenen Eltern und Geschwistern 
kann "eine Haftentschädigung zuerkannt werden, 
wenn sie mit dem Opfer im Zeitpunkt seiner 
Inhaftnahme im gemeinsamen Haushalt gelebt 
haben, von ihm erhalten wurden und eine soziale 
Bedürftigkeit gegeben ist. 

(4) Eine Mitschuld an der Haft des Opfers 
schließt eine Anspruchsberecht~gung a'us. 

(5) Als Entschädigung gebührt dem Opfer für 
jeden nachweislich in der Baft verbrachten Kalen­
dermonat ein Betrag in der Höhe. von 70 v. H. 
der Unterhaltsrente für Opfer, die gemäß § 11 
Abs. 1 Z. 2 im Zeitpunkt der Auszahlung 
vorgesehen ist. Angefangene Monate gelten als 
voll, wobei aber mehrere Haftz.eiten zusammen­
gezogen werden. 
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(6) Hinterbliebenen gebührt die Hälfte der im 
Aps. 5 vorgesehenen Entschädigung. Mehrere 
Hinterbliebene sind zur ungeteilten Hand an­
spruchsberechtigt (§§ 892, 893 ABGB.)j unter­
einander können sie zu gleichen Teilen fordern. 

(7) Bei Zusammentreffen I von Ansprüchen nach 
Abs. 1 und 2 gebührt die Entschädigung für zeit­
lich zusammenfallende Haftmonate nur bis zur 
Höhe der vollen Unterhaltsrente für Opfer. Das 
gleiche gilt für Kinder, deren beide Elternteile 
in Haft waren. In allen übrigen Fällen kann Ent­
schädigung nur nach einem einzigen Opfer ver­
langt werden. 

(8) Die :Auszahlung der Entschädigungsbeträge 
kann auf einen Zeitraum bis zU vier Jahren vom 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes an verteilt 
werden. Nähere Bestimmungen trifft das Bundes­
ministerium für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Hauptausschuß des Nationalrates durch Ver­
ordnung. Hiebei kann auch angeordnet werden, 
daß Beträge, die eine bestimmte Höhe nicht über­
steigen, sowie in berücksichtigungswürdigen Fäl­
len Beträge,. die zur Beschaffung einer Wohnung 
oder von Hausrat dienen sollen, auf einmal aus­
gezahlt werden. 

§ 13 b. Politischen Opfern, die Inhaber einer 
Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises 
sind, werden Kosten, die im Zusammenhang mit 
einer aus politischen Gründen verhängten Haft 
von einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde 
oder von der NSDAP vorgeschrieben wurden, 
bei Nachweis der Zahlung ersetzt. Derartige Aus­
lagen werden, falls das Opfer nicht mehr am 
Leben ist, demjenigen ersetzt, der in der Lage ist, 
den Nachweis über die von ihm geleistete Zah­
lung der Kosten zu erbringen. 

§ 13 C. (1) Die Ansprüche nach §§, 13 a und 
13 b sind bei der örtlich zuständigen Bezirks­
verwaltungs behörde anzumelden. 

(2) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 3 und 4 
gelten sinngemäß. Ober Berufungen entscheidet 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen nach Anhörung der im § 17 vor­
gesehenen Kommission (Opferfürsorgekommis­
sion). Das gleiche gilt für Anträge gemäß § 13 a 
Abs.3. 

(3) In steuer- . und gebühren rechtlicher Hin­
sicht sind die Bestimmungen des § 64 des Bundes­
gesetzes vom 14. Juli 1949, BGBl. Nr. 197 
(Kriegsopferversorgungsgesetz - KOVG.), sinn­
gemäß anzuwenden. 

§ 13 d. Entschädigungen wegen p,olitischer 
Maßregelung im öffentlichen Dienst werden nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Bundesgesetzes 
vom , BGBl. , gewährt." 

Artikel H. 

Anträge gemäß §§ 13 a und 13 b· des Opfer­
fürsorgegesetzes in der Fassung des Art. I 
dieses Bundesges~tzes sind binnen einem Jahr 
nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einzu­
bringen. 

Artikel III. 

Mit der' Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen betraut. 
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